
Vollzug des Wassergesetze sowie des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG), 
Rückbau der Bachverrohrung am Ursprungbach durch Offenlegung auf dem Grundstück Fl.-
Nrn. 105 und 354 der Gemarkung Schmähingen sowie Austausch der Verrohrung auf dem 
Grundstück Fl.-Nrn. 105 und 115 der Gemarkung Schmähingen 
hier: Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung einer UVP-Pflicht nach § 5 Abs. 2 Satz 1 
UVPG 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g: 

 
 
Beschreibung des Vorhabens: 

 

Die Große Kreisstadt Nördlingen plant im Zuge der Dorferneuerung im Ortsteil Schmähingen 

die bestehende Verrohrung am Ursprungbach zurückzubauen. Der Rückbau findet im Bereich 

der Mühlbachstraße östlich des Feuerwehrhauses statt. Die Offenlegung der Bachverrohrung 

des Ursprungbach erfolgt auf dem Grundstück Fl.-Nr. 105 (TF) und Fl.-Nr. 354 (TF) der Gemar-

kung Schmähingen. Die nördliche Uferseite bei der Offenlegung wird abgeböscht und ggf. mit 

Wasserbausteinen verstärkt. Die südliche Uferseite wird mit einer Stützmauer mit einem Ge-

länder gesichert. Auf einer Länge von ca. 195 m auf dem Grundstück Fl.-Nr. 105 (TF) und 115 

(TF) der Gemarkung Schmähingen erfolgt ein Austausch der Bachverrohrung mit einem Maul-

profil von 1300/800. Die Maßnahmen sollen die hydraulische und ökologische Situation am Ur-

sprungbach verbessern und stammen aus dem Gewässerentwicklungskonzept der Stadt Nörd-

lingen aus dem Jahr 2009. 

 

Beim Landratsamt Donau-Ries hat die Große Kreisstadt Nördlingen das für den Rückbau der 

Bachverrohrung erforderliche wasserrechtliche Plangenehmigungsverfahren beantragt. 

 
 
Vorprüfung zur Feststellung einer UVP-Pflicht: 

 
Beim Landratsamt Donau-Ries wurde für das Vorhaben unter Vorlage entsprechender Pla-

nungsunterlagen die Durchführung eines wasserrechtlichen Verfahrens beantragt.  

 
Das Vorhaben ist nach § 67 Abs. 2 WHG genehmigungspflichtig. 

 
Im Rahmen des hierzu vom Landratsamt Donau-Ries als zuständige Behörde durchzuführenden 

wasserrechtlichen Plangenehmigungsverfahrens (§ 68 Abs. 2 WHG) war auch eine standortbe-

zogene Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung für das Vorhaben durchzuführen (Anlage 1, Ziffer 13.18.2 UVPG).  

 



Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. 

In der ersten Stufe wird geprüft, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten ge-

mäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ist dies der Fall, 

wird in einer zweiten Stufe geprüft, ob unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführ-

ten Kriterien das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die 

besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und bei der Zulassungs-

entscheidung zu berücksichtigen wären (§ 7 Abs. 2 UVPG). 

 
Im Vorhabensbereich liegen keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vor. Eine standortbe-

zogene Vorprüfung ist daher nicht weiter durchzuführen. 

 
Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist die Feststellung, dass im vorliegenden Fall eine Umweltverträg-

lichkeitsprüfung unterbleibt, nicht selbstständig anfechtbar. 

 
Nähere Informationen können beim Landratsamt Donau-Ries, Donauwörth, Pflegstraße 2, 

Haus C, 2. Stock, Zimmer Nr. 2.50, Telefon: 0906 74-644 eingeholt werden. 

 
Im Falle einer persönlichen Vorsprache ist eine vorherige Terminvereinbarung erforderlich.  

 
Donauwörth, den 23.08.2024 

 
 
 
Ostertag 

Oberregierungsrat 

 


